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Kabelstaat statt Kabelsalat
Die Autoren erörtern Modelle, wie der Zielkonflikt zwischen einem raschen Netzausbau und einem 
funktionierenden Wettbewerb auf Technologie- und Dienstebene gelöst werden könnte.
Swisscom und städtische Elektrizitätswerke haben grössere Investitionen in Glasfaser-
Hausanschlüsse angekündigt. Bis jetzt konzentrieren sich diese Pläne vorab auf dichtbesiedelte 
Gebiete, wobei teilweise doppelte Netze entstehen. Steht die Schweiz damit vor einem «Digital 
Divide», also einer Zweiteilung zwischen Stadt und Land? Mit einer umfassenden öffentlichen 
Glasfaserpolitik könnte und sollte der Bund diesen Entwicklungen entgegentreten.
Grenzen der Kupfernetze
Die heute verbreitete kupferbasierte Telekommunikationsinfrastruktur auf der letzten Meile stösst mit 
den stetig steigenden Datenströmen zunehmend an technische Grenzen. Nur durchgängige 
Glasfasernetze erlauben massiv höhere Bandbreiten. Dazu müssten die einzelnen Haushalte an 
sogenannte Fiber-to-the-Home-Netze (FTTH) angeschlossen werden.
In der Schweiz erfolgen Investitionen in FTTH-Infrastrukturen heute fast nur durch Unternehmen, die 
ganz oder mehrheitlich im Eigentum der öffentlichen Hand sind (städtische Elektrizitätswerke und die 
Swisscom). Die verschiedenen öffentlichen Eigentümer sprechen sich dabei kaum ab. Es fehlt eine 
koordinierte staatliche Steuerung des Netzaufbaus. Einige Regionen werden mehrfach, andere gar 
nicht mit FTTH-Anschlüssen erschlossen.
Runder Tisch in der Schweiz
Die Eidgenössische Kommunikationskommission (ComCom) hat bereits wiederholt mit den 
wichtigsten Schweizer Telekommunikationsanbietern an einem runden Tisch Fragen zur Erschliessung 
der Haushalte mit Glasfasernetzen erörtert. Das Ziel dieser Gespräche ist es, das Interesse der 
Investoren am Ausbau der Glasfaserinfrastruktur aufrechtzuerhalten und allen 
Telekommunikationsanbietern einen fairen Zugang zur Infrastruktur bis ins Haus zu geben. Das 
Erreichen dieser teilweise divergierenden Ziele dürfte schwierig sein, weil eine gemeinsame Vision für 
die Entwicklung einer FTTH-Infrastruktur fehlt.
Im Gegensatz zur Schweiz setzen Länder wie Südkorea, Japan, Frankreich oder jüngst Australien 
eine aktive öffentliche Glasfaserpolitik um. Die beiden Vorreiter Südkorea und Japan haben bereits 
beträchtliche Penetrationsraten erreicht, von denen die Schweiz noch weit weg liegt. Allen Ansätzen 
ist gemein, dass sie gezielt Investitionsanreize setzen, eine passende Regulierung des Netzzugangs 
vorsehen und gleichzeitig aktiv die Nachfrage nach hohen Bandbreiten fördern. Angesichts der 
Tragweite dieser Eingriffe stellt sich die Frage, ob diese Aspekte in der Schweiz nicht im Parlament 
anstatt am runden Tisch der ComCom und der Telekomanbieter diskutiert werden müssten.
Drei verschiedene Netzebenen
Mit Blick auf eine Glasfaserpolitik sind vorerst drei Netzebenen zu unterscheiden. Die unterste Ebene 
umfasst die physischen Glasfasern. Auf dieser Ebene ist direkter Wettbewerb zwischen parallelen 
Glasfaser-Infrastrukturen auf der letzten Meile wenig sinnvoll und würde vor allem zu unnötigen 
Doppelspurigkeiten führen. Auf der zweiten Ebene steht die aktive Infrastruktur, das heisst vereinfacht 
die Beleuchtung der Fasern. Mehrere konkurrierende Anbieter können auf derselben Glasfaser 
aufsetzen, sofern der Besitzer dieser Fasern Netzzugang gewährt; Wettbewerb ist somit auf dieser 
Netzebene möglich. Die dritte Ebene ist die der Dienste. Unterschiedlichste Diensteanbieter können 
problemlos parallel tätig sein und eigene Endkundenangebote auf den Markt bringen, sofern sie 
Zugang zur Infrastruktur haben.
Bei der Ausgestaltung einer Schweizer Glasfaserpolitik müssen diese spezifischen Eigenschaften der 
einzelnen Netzebenen berücksichtigt werden. Dabei gibt es einen fundamentalen Zielkonflikt 
bezüglich der Wettbewerbsintensität zwischen Netzen (aktive und passive Infrastrukturen) und 
innerhalb der Netze auf der Diensteebene: Ein Verzicht auf die Regulierung des Zugangs zu 
Glasfasernetzen schwächt den Wettbewerb der Dienste. Umgekehrt führen regulierte attraktive 
Zugangsbedingungen dazu, dass es weniger rentabel wird, Netze zu bauen. Entsprechend ist hier 
eine aktive Steuerung des Netzaufbaus wichtig. Diese kann durch direkte Investitionsanreize erfolgen 
oder über die Förderung der Nachfrage. Je grösser die Zahl der möglichen Dienstleistungen, die 
nachgefragt werden (können), und je sicherer die Nachfrage ist, desto mehr wird in neue Netze 
investiert.
In einer Studie von Swiss Economics werden verschiedene abstrakte Varianten zur Umsetzung der 
Vision eines möglichst flächendeckenden Schweizer FTTH-Netzes diskutiert. Auf der einen Seite steht 
eine Kabel und Schacht AG mit Investitionsmandat. Swisscom wird in einen Infrastruktur- und einen 
Diensteteil aufgetrennt. Der Infrastrukturteil erhält ein Investitionsmandat zum Aufbau eines 
flächendeckenden Glasfaserzugangsnetzes mit Exklusivrechten. Auf der anderen Seite steht der 
Wettbewerb zwischen integrierten Netzbetreibern. Für alle Anbieter besteht die Auflage, sich 
gegenseitig Zugang zu gewähren. Die Schwierigkeit besteht in dieser Variante darin, ausreichende 
Investitionsanreize zu setzen, weil die Netzzugangsregulierung diese wieder abschwächt. Zwischen 
den beiden Extrem-Modellen steht die Möglichkeit einer Ausschreibung von regionalen oder 
nationalen Grundversorgungskonzessionen für den Aufbau und Betrieb eines 
Glasfaserzugangsnetzes.
Politische Diskussion führen
Welche Variante optimal ist, hängt letztlich davon ab, welchen politischen Stellenwert ein 
flächendeckendes Glasfasernetz einnimmt - auch vor dem Hintergrund derzeitiger 
Konjunkturförderungsprogramme. In der Schweiz ist die politische Diskussion dazu erst noch zu 
führen. Dabei ist der fundamentale Zielkonflikt zwischen dem möglichst raschen Netzaufbau und 
einem funktionierenden Wettbewerb auf der Technologie- und Dienstebene zu berücksichtigen. Er 
wird in jeder Umsetzungsvariante anders gelöst. Umgangen werden kann er nicht.
